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News Nr. 3/2012
Reform des tschechischen Privatrechts – 3. Teil

Die Gesellscha� mit beschränkter Ha�ung nach der Reform des Privat-
rechts

In der News Nr. 2/2011 und der News Nr. 6/2011 haben wir Sie bereits schrit-
tweise über die Verabschiedung des neuen Bürgerlichen Gesetzbuchs und 
über einige Änderungen informiert, die diese Reform mit sich bringt. Der 
Gesetzgebungsprozess wurde jetzt mit Unterschri� unter die Gesetzesvorla-
ge durch den tschechischen Präsidenten am 20.02.2012 beendet.

Die Wirksamkeit der Gesetze zur Umsetzung der Reform des Privatrechts 
wurde durch das Abgeordnetenhaus der Tschechischen Republik schließlich 
auf den 01.01.2014 festgesetzt. Dies lässt fast zwei Jahre, in denen man sich 
auf das in Kra� treten der neuen Gesetze vorbereiten kann. In der heu�gen 
Ausgabe unserer News möchten wir Sie daher über einige Änderungen infor-
mieren, die die Gesetzesreform für die Gesellscha�sform der Gesellscha� 
mit beschränkter Ha�ung mit sich bringt.

Wie wir Sie bereits an anderer Stelle informiert haben, bildet nicht nur das 
neue Bürgerliche Gesetzbuch die Grundlage der Reform des Zivilrechtes, 
sondern auch ein völlig neues Gesetz über die Handelskörperscha�en, im 
folgenden „NZOK/HKG“. Thema�sch wird das NZOK/HKG die Regelungen der 
Handelsgesellscha�en gemäss dem bestehenden Handelsgesetzbuch erset-
zen. 

Das NZOK/HKG wird die gegenwär�gen grundlegenden Gesellscha�sformen 
(oHG, KG, GmbH und AG) und die Genossenscha� beibehalten, sowie den 
Verweis auf die Regelung der Körperscha�en nach den europäischen Verord-
nungen (z.B. Europäische Gesellscha�) enthalten.

Charakter einer Gesellscha� mit beschränkter Ha�ung
Die Gesellscha� mit beschränkter Ha�ung (společnost s ručením omezeným, 
abgekürzt spol. s.r.o. oder nur s.r.o.) bleibt auch weiterhin eine Kapitalge-
sellscha�. Das spiegelt sich nicht nur im Oberbegriff der Kapitalgesellschaf-
ten wieder, unter dem die GmbH und die AG weiterhin zusammengefasst 
werden, sondern insbesondere in der Erfüllung der wesentlichen Merkmale 
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einer Kapitalgesellscha�. Dazu gehören die eingeschränkte oder fehlende 
direkte Ha�ung der Gesellscha�er für die Gesellscha�sschulden, die Tren-
nung des Privatvermögens der Gesellscha�er von den Vermögenswerten der 
Gesellscha�, womit die Gesellscha�er daran gehindert werden sollen, auf 
das Gesellscha�svermögen zurückzugreifen, und zuletzt die vorauszusetzen-
de Möglichkeit, die Leitung der Gesellscha� einer einzelnen Person oder 
einer Personengruppe anzuvertrauen. Diese Merkmale werden der Gesells-
cha� mit beschränkter Ha�ung erhalten bleiben.

Stammkapital

Die Änderungen betreffen unter anderem das Stammkapital. Die minimale 
Höhe des Grundkapitals, womit die Zusammenfassung der einzelnen Einla-
gen der Gesellscha�er gemeint ist, als auch die minimale Höhe jeder einzel-
nen Einlage, wird kün�ig lediglich 1 Kč betragen. Diese Minderung hängt mit 
der Abkehr vom auf dem Stammkapital gegründeten Gläubigerschutz zusam-
men. Der Gläubigerschutz wird neu durch die persönliche Ha�ung der Mitg-
lieder der Geschä�sführungsorgane garan�ert. Die Geschä�sführer sind 
zudem dazu verpflichtet, keine Leistungen von Seiten der Gesellscha� zu 
gewähren (einschließlich der Auszahlung von Gewinn), wenn dadurch die 
Insolvenz der Gesellscha� herbeigeführt werden würde.

Besei�gung des Verbots der Verke�ung

Auch die Begrenzung der maximalen Höchstanzahl von 50 Gesellscha�ern 
sowie das Verbot der Verke�ung von Einpersonen-GmbHs wird besei�gt. In 
Anbetracht dessen, dass die Angaben über die Gesellscha� im Handelsregis-
ter öffentlich zugänglich sind, wird es den Gläubigern, bzw. den potenziell 
möglichen Geschä�spartnern der Gesellscha� zukün�ig überlassen bleiben, 
selbst das Risiko einzuschätzen, mit wem sie nach Au�ebung der begrenzen-
den Höchstzahl an Gesellscha�ern oder dem Verbot der Verke�ung von 
Einpersonen-GmbHs in geschä�liche Beziehungen treten. 

Die Arten der Geschä�santeile
Gemäss der neuen Gesetzgebung wird es die Möglichkeit geben, neben dem 
allgemeinen (Stamm-) Geschä�santeil im Gesellscha�svertrag auch andere 
Arten von Geschä�santeilen aufzunehmen, die nur mit bes�mmten Rechten 
verknüp� werden, wie zum Beispiel mit dem Recht auf Erhalt einer Dividen-
de. Einem Gesellscha�er wird damit die Möglichkeit gegeben, mehrere 
Geschä�santeile, auch der gleichen Art, zu besitzen. 
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Stammbla�

Die Gesellscha�er werden laut dem NZOK/HKG auch die Möglichkeit haben, 
im Gesellscha�svertrag zu bes�mmen, dass die mit den Gesellscha�santei-
len verknüp�en Rechte im so genannten Stammbla� eingefügt werden, 
welches ein Wertpapier sein wird. So wird die Übertragbarkeit von Gesells-
cha�santeilen wesentlich leichter, da damit die Übertragung des Stamm-
bla�s durch Indossament ermöglicht wird. Die Stammblä�er werden jedoch 
nicht als verbuchte Wertpapiere erscheinen und sie können damit nicht auf 
einem geregelten europäischen oder anderen öffentlichen Markt gehandelt 
werden.

Gesellscha� mit beschränkter Ha�ung, abgekürzt GmbH, 
in Deutschland

Als eine Möglichkeit des Vergleichs oben angeführter Informa�onen zu den 
neuen tschechischen Regelungen bezüglich der Gesellscha� mit beschränk-
ter Ha�ung  möchten wir Ihnen auch einen Einblick in die deutschen Rege-
lungen dieser Gesellscha�sart nach dem GmbH-Gesetz bieten.

Unterscheidung verschiedener Gesellscha�sarten in Deutschland

Die Gesellscha�en lassen sich in Deutschland in die Personengesellscha�en 
und die Körperscha�en einteilen.

Die wich�gsten Personengesellscha�en sind die Gesellscha� bürgerlichen 
Rechts (GbR) als Grundform der Personengesellscha�en, die offene Han-
delsgesellscha� (oHG) und die Kommanditgesellscha� (KG). Weitere Perso-
nengesellscha�en sind die S�lle Gesellscha�, die europäische wirtscha�liche 
Interessenvereinigung (EWIV) und die Partnerscha�. Die GmbH & Co. KG und 
die meisten Publikumsgesellscha�en sind Sonderformen der KG.

Die wich�gsten Körperscha�en sind der Verein als Grundform der Körpers-
cha�en, die GmbH und die Ak�engesellscha� (AG). Weitere Körperscha�en 
sind die Kommanditgesellscha� auf Ak�en (KGaA), die Genossenscha� (eG; 
GenG) und die Europäische Ak�engesellscha� (VO EG 2157/2001, SEEG, 
SEAG).
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Die GmbH

Die GmbH ist eine Kapitalgesellscha�. Das garan�erte Kapital wird als 
Stammkapital bezeichnet. Sie ist damit vom Bestand ihrer Gesellscha�er 
unabhängig.

Wesen und Entstehung der GmbH

Die GmbH ist stets eine Handelsgesellscha�. Sie kann zu jedem beliebigen 
Zweck errichtet werden. Als juris�sche Person besitzt die GmbH eine eigene 
Rechtspersönlichkeit. Sie kann Eigentum erwerben, klagen, verklagt werden 
und selbst Gesellscha�er anderer Gesellscha�en werden (z.B. als Komple-
mentärin einer KG in der Form der GmbH & Co. KG).
Zur Gründung der GmbH ist ein Gesellscha�svertrag erforderlich, der notari-
ell beurkundet werden muss. Bei der Errichtung einer Einpersonen-GmbH 
bedarf es einer entsprechenden Errichtungserklärung.
Der Gesellscha�svertrag muss enthalten:
Die Firma und den Sitz der Gesellscha�,
den Gegenstand des Unternehmens,
den Betrag des Stammkapitals und
die Höhe der Stammeinlagen der jeweiligen Gesellscha�er.
Das Stammkapital der GmbH muss mindestens 25.000,00 EUR betragen. Das 
Stammkapital zerfällt in einzelne Stammeinlagen. Nach der Höhe der Stam-
meinlagen bes�mmt sich der Geschä�santeil der Gesellscha�er, der wiede-
rum für das S�mmrecht und die Verteilung des Gewinns maßgeblich ist.
Die GmbH entsteht als juris�sche Person mit ihrer Eintragung in das Handel-
sregister. Ab der Satzungsfeststellung bis zur Eintragung in das Handelsregis-
ter besteht eine sogenannte Vor-GmbH. Wird vor Eintragung der GmbH im 
Namen der GmbH gehandelt, ha�en die Gesellscha�er persönlich.

Organe der GmbH

Wie bei allen Körperscha�en wird die Geschä�sführung und Vertretung von 
Organen wahrgenommen, die nicht Mitglied der Gesellscha� sein müssen 
(Fremdorganscha�).

Die Organe der GmbH sind der Geschä�sführer, welcher die GmbH leitet und 
vertri�, die Gesellscha�erversammlung als oberstes Organ der GmbH, und 
gegebenenfalls der Aufsichtsrat.
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Ha�ungsfragen
Die Gesellscha� ha�et ihren Gläubigern für Verbindlichkeiten nur mit ihrem 
Gesellscha�svermögen.

Für schädigende Handlungen ihrer Organe ha�et die Gesellscha� nach ana-
loger Anwendung der Vorschri�en zur Ha�ung für Organe nach dem Bürger-
lichen Gesetzbuch. 

Bei der Verletzung von Sorgfaltspflichten ha�en die Geschä�sführer der 
Gesellscha� solidarisch für den entstandenen Schaden.

Auflösung der GmbH

Die GmbH wird durch Auflösung und Liquida�on beendigt. Die Auflö-
sungsgründe sind im GmbH-Gesetz geregelt.

Das Oberste Gericht zur Übertragung von Eigentum zwis-
chen zweier so genannter verbundener juris�scher Perso-
nen 

Am 8.2.2012 hat das Oberste Gericht der Tschechischen Republik in der 
unter der Nummer 31 Cdo 3986/2009 geführten Sache wie folgt entschie-
den, und sich damit mit einem in der derzei�gen Praxis o� disku�erten 
Problem beschä�igt.

Der Große Senat für Zivil- und Handelssachen des Obersten Gerichts ha�e 
die Wirksamkeit eines Vertrages über die Übertragung von Eigentum zwis-
chen (zwei) sich nahe stehenden juris�schen Personen, auf die sich die 
Bes�mmungen des § 196a Abs. 3 HGB erstrecken, zu prüfen.

In dem zur Entscheidung stehenden Fall wurde der Wert des zu übertragen-
den Eigentums nicht durch ein ausgefer�gtes Gutachten eines vom Gericht 
bestellten Sachverständigen vor der Übertragung festgehalten. Sta�dessen 
teilte der Sachverständige den Parteien einen gewöhnlichen Verkaufswert 
des zu übertragenden Eigentums vorab nur mündlich mit. Zu diesem Preis 
wurde das Eigentum übertragen, bzw. vorliegend die Immobilie verkau�. Das 
Sachverständigengutachten wurde von dem vom Gericht bestellten Sachver-
ständigen erst nachträglich erstellt, wobei dieses auf den zuvor mündlich 
mitgeteilten und auch später vereinbarten Verkaufspreis lautete. 
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Der Große Senat ist in seinem neuen Urteil von der bisherigen Rechtspre-
chung des Obersten Gerichts – und damit von der engen Gesetzesausle-
gung– abgewichen, nach derer die Nichteinhaltung des Erfordernisses 
eines vor der Eigentumsübertragung ausgearbeiteten Sachverständigengu-
tachtens immer eine absolute Ungül�gkeit des Vertrags über die Eigen-
tumsübertragung, die der Regelung des § 196a Abs. 3 HGB unterliegt, nach 
sich zog. Gemäss der korrigierten Auslegung soll ein fehlendes Sachverstän-
digengutachten – vor Eigentumsübertragung – nicht die einzige Vorausset-
zung sein, um die Ungül�gkeit eines solchen Rechtsgeschä�s zu konsta�e-
ren. 

Von nun an soll im Falle eines fehlenden Gutachtens der von den Parteien 
bes�mmte Kaufpreis mitentscheidend sein. Festzustellen sei damit, ob der 
Kaufpreis weniger güns�g für die Gesellscha� ist, deren Eigentum durch die 
angeführte Bes�mmung geschützt wird, als ein dazu an vergleichbarem Ort 
und zur vergleichbaren Zeit zu erzielender gewöhnlicher Preis. Die Nich�-
gkeit des Vertrages zur Übertragung des Eigentums soll erst bei einem den 
im Sachverständigengutachten angegebenen überschreitenden Kaufpreis 
eintreten. 

Das Oberste Gericht ist also nun der Ansicht, dass ein fehlendes Sachver-
ständigengutachten nicht mehr die absolute Ungül�gkeit des Vertrags über 
die Eigentumsübertragung begründet, solange der vereinbarte Preis dem 
gewöhnlichen, oder einem güns�geren Preis entspricht.

Der Trend zum Verzicht auf eine strenge Auslegung des § 196a Abs. 3 HGB ist 
sicherlich begrüßenswert, da diese sowohl in der Öffentlichkeit als auch zwis-
chen den Fachleuten erhebliche Schwierigkeiten bei der Anwendung auslöst. 
Es bleibt jedoch die Frage, wie in der Anwendungspraxis ein Preis derart zu 
vereinbaren ist, damit mit einer gewissen Sicherheit die Gefahr einer mögli-
chen absoluten Ungül�gkeit des Rechtsgeschä�s verhindert werden kann. 
Dazu kann den an einer solchen Eigentumsübertragung beteiligten Parteien 
letztlich nur empfohlen werden, an der bestehenden Gesetzesfassung fest-
zuhalten und vorab einer jeden Übertragung von Eigentum sicherzustellen, 
dass ein diesbezügliches Sachverständigengutachten eines vom Gericht 
bestellten Sachverständigen bereits vor der Übertragung schri�lich erstellt 
worden ist.
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Hinweis: Die vorstehend aufgeführten Angaben haben lediglich allgemeinen informa�ven Charakter und stellen keine komplexe erschöpfende Erörterung 
der jeweiligen Themen dar. Ihr Zweck ist es lediglich, auf die wich�gsten Punkte der Novellierungen und Änderungen hinzuweisen. Jedwede Schadenersat-
zansprüche für aufgrund dieser Ausführungen unternommene Schri�e sind ausgeschlossen. Die Verwendung der in diesem Text enthaltenen Informa�onen 
erfolgt nur auf eigene Gefahr und Verantwortung. 
Verwenden Sie, bi�e, die Informa�onen in diesem Material nie als Grundlage für Ihre Entscheidungen, nehmen Sie die professionellen Dienstleistungen 
unserer qualifizierten Spezialisten in Anspruch.


